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Weinmann: Verfassungsschutz bei seinen wichtigen Aufgaben weiter
stärken

Zu der Vorstellung des Berichts des Landesverfassungsschutzes für das Jahr 2018 erklärt der
rechtspolitische Sprecher der FDP/DVP Fraktion und Obmann im Parlamentarischen Kontrollgremium
Nico Weinmann:

„Der Jahresbericht unterstreicht die immense Bedeutung des Landesverfassungsschutzes im Rahmen
der Sicherheitsarchitektur bei der Wahrung unserer freiheitlich-demokratischen Grundordnung.
Unverändert wichtig ist dabei der Kampf gegen klassische verfassungsfeindliche Strukturen von
Rechts- und Linksextremen sowie Islamisten. Zunehmend gehen von Verfassungsfeinden und
Extremisten auch Gefahren für das jüdische Leben in Deutschland aus. No-Go Areas für jüdische
Mitbürger und Menschen mit einer Kippa darf es nicht geben. Hier gilt es: Wehret den Anfängen!

Der Landesverfassungsschutz steht aber auch vor neuen Herausforderungen. Die Cyberspionage
durch Russland und China und damit der Abfluss unseres technologischen Know-Hows müssen
entschieden bekämpft werden. Inakzeptabel ist es auch, wenn der türkische Geheimdienst offenbar
unter Einbeziehung von Organisationen wie der DITIB gezielt Andersdenkende auf deutschem Boden
ausspioniert und schikaniert. Innenminister Strobl muss dies gegenüber der türkischen Politik auch
offen ansprechen.

Die Politik erweitert seit Jahren die Aufgaben des Landesamtes für Verfassungsschutz. Sie muss ihm
dann aber auch zusätzlich Haushaltsmittel zubilligen. Stattdessen erklärte Finanzministerin Sitzmann
noch 2014, dass 30 bis 50 Prozent der Stellen beim Amt gestrichen werden können. Wie eine kürzlich
gestellte Anfrage ergab, konnte Innenminister Strobl seit dem Jahr 2016 gerade einmal 15 neue
Stellen durchsetzen. Es wäre ein fatales Signal, wenn die jetzige Bitte des Innenministers nach 36
neuen Stellen im nächsten Haushalt nicht hinreichende Unterstützung durch die Grünen erfahren
würde. Sollte dies nicht als möglich erachtet werden, muss sich die Landesregierung fragen lassen, ob
sie die Prioritäten im Sinne der Bürger richtig setzt.“


